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SECO Staatssekretariat für Wirtschaft
BFS Bundesamt für Statistik
GPK-SR Geschäftsprüfungskommission des Ständerates
SAKE Schweizerische Arbeitskräfteerhebung
BIP Bruttoinlandsprodukt
SUVA Schweizerische Unfallversicherungsanstalt
SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund
PVK Parlamentarische Verwaltungskontrolle
EG Europäische Gemeinschaft
BIGA Bundesamt für Industrie, Gewerbe und Arbeit
ArGV 1 Verordnung 1 zum Arbeitsgesetz

SECO Secrétariat d'Etat à l'économie
OFS Office fédéral de la statistique
CDG-CE Commission de gestion du Conseil des Etats
ESPA Enquête suisse sur la population active
PIB Produit intérieur brut
SUVA Caisse nationale suisse d'assurance en cas d'accidents
USS Union syndicale suisse
CPA Contrôle parlementaire de l'administration
CE Communauté européenne
OFIAMT Office fédéral de l’industrie, des arts et métiers et du travail
OLT 1 Ordonnance 1 relative à la loi sur le travail
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Stimmung in der Bevölkerung

Auch 2015 wurden sowohl gemäss Sorgenbarometer als auch gemäss ETH-
Sicherheitsbericht den Gerichten als Institution sehr viel Vertrauen entgegengebracht.
Das Institutionenvertrauen ist Teilbereich beider jährlich erscheinender Publikationen.
Die beiden Befragungen sind freilich aufgrund unterschiedlicher Skalen nicht direkt
miteinander vergleichbar. Bei beiden findet sich aber das Vertrauen in den Bundesrat
ebenfalls auf den vorderen Plätzen. In beiden Studien hat das Regierungsvertrauen im
Vergleich zu 2014 zugenommen. Unterschiedliche Befunde zeigen die beiden Studien
bezüglich der Polizei und der Armee. Während im ETH-Bericht der Polizei am meisten
Vertrauen von allen acht abgefragten Institutionen (noch vor der eidgenössischen
Judikative) entgegengebracht wird, findet sich das Vertrauen in die Ordnungshüter im
Sorgenbarometer - hier wurde das Vertrauen in 20 unterschiedliche Akteure erhoben -
lediglich auf Rang 4 (hinter Bundesgericht, Bundesrat und Nationalrat). Der Armee wird
laut dem Sicherheitsbericht der ETH leicht mehr Vertrauen entgegengebracht als dem
eidgenössischen Parlament. Im Sorgenbarometer hingegen ist das Vertrauen in den
National- und in den Ständerat recht deutlich höher als dasjenige in die Armee.
Einigkeit herrscht bei beiden Befragungen hinsichtlich der politischen Parteien und der
Medien, denen vergleichsweise wenig Vertrauen entgegengebracht wird, wobei dies
beim differenzierteren Sorgenbarometer insbesondere für die Gratiszeitungen und
weniger für Radio und bezahlte Zeitungen gilt. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN

Institutionen und Volksrechte

Regierungspolitik

Was passiert eigentlich mit angenommenen und an den Bundesrat überwiesenen
Postulaten und Motionen? Oder mit den Worten der Aargauer Zeitung gefragt: «Wie
ernst nimmt die Regierung die Aufträge des Parlaments?» Diese Frage stellte sich auch
die GPK-SR und bestellte bei der PVK einen Bericht mit einer Analyse zur Erfüllung von
angenommenen Motionen und Postulaten. Immer wieder würden sich
Parlamentsmitglieder fragen, «ob angenommene Vorstösse wirklich erfüllt werden»,
gab GPK-Präsident Peter Föhn (svp, SZ) zu Protokoll. Es gebe Vermutungen, dass viele
parlamentarische Aufträge auf die lange Bank geschoben oder nur unvollständig erfüllt
würden. 

Die rechtliche Grundlage wäre eigentlich klar: Der Bundesrat ist verpflichtet, für
überwiesene Motionen eine Gesetzesvorlage auszuarbeiten oder zumindest eine
Massnahme zu treffen. Bei einem überwiesenen Postulat muss er prüfen, ob ein
Gesetzesentwurf angezeigt wäre, und darüber Bericht erstatten. Eine gesetzliche Frist
gibt es dafür nicht, es gibt jedoch andere Stolpersteine: Erstens ist – ganz ähnlich wie
bei angenommenen Volksinitiativen nota bene – die inhaltliche Umsetzung von
Motionen und Postulaten umstritten: Muss sich der Bundesrat auf den Begründungstext
eines Vorstosses stützen oder darf er auch Argumente aus der parlamentarischen
Debatte einfliessen lassen? Zweitens kann die Regierung feststellen, dass das Ziel eines
Vorstosses erreicht oder dessen Erreichung nicht mehr nötig ist, und für diesen eine
Abschreibung beantragen. Auch die Zielerreichung ist freilich Interpretationssache und
dürfte von den Urheberinnen und Urhebern häufig anders ausgelegt werden als vom
Bundesrat.   
Der Bericht der PVK, der Anfang Mai 2019 vorgelegt wurde, versuchte sich dieser Fragen
anzunehmen. Eine vom Institut für Politikwissenschaft der Universität Bern
(Stadelmann-Steffen et al. 2019) durchgeführte Analyse sowie verschiedene
Dokumentenanalysen, Interviews mit rund 40 Personen (Ratsmitgliedern, Angehörigen
der Bundesverwaltung und der Parlamentsdienste) und vertiefte Fallanalysen durch die
PVK bildeten die Basis für den Bericht. Er zeigte erstens auf, dass die Hälfte der
überwiesenen Vorstösse innert zwei Jahren umgesetzt wird; eine Frist, die von der
Mehrheit der 40 Befragten als angemessen bezeichnet wurde. Im Schnitt verstrichen
zwischen Annahme und Abschreibung eines Vorstosses drei Jahre und vier Monate. Die
Unterschiede in den Fristen sind laut Bericht aber nicht abhängig von politischen
Faktoren (z.B. der Partei der Urheberin oder des Urhebers oder dem Grad an

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 07.05.2019
MARC BÜHLMANN
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Unterstützung in den Räten), sondern von der variierenden Arbeitsbelastung in den
Bundesämtern, welche die Vorstösse zu behandeln haben. Die inhaltliche Umsetzung
wird vom Bericht zweitens als «nicht immer gänzlich angemessen» bezeichnet.
Allerdings zeige die geringe Zahl der Fälle, bei denen das Parlament den Vorschlag des
Bundesrates auf Abschreibung ablehne, dass die Parlamentsmitglieder grundsätzlich
mit der Erfüllung zufrieden seien. Der Bericht kritisierte drittens die Berichterstattung
zur Erfüllung der Vorstösse. Diese sei kompliziert und ineffizient, weil der
Datenaustausch zwischen den beteiligten Akteuren (Parlamentsdienste, Bundeskanzlei,
Generalsekretariate, zuständige Bundesämter und Übersetzungsdienste) nicht
automatisiert sei und ein Spannungsfeld bei der Verantwortung für die Texte bestehe.
Dies führe zudem viertens dazu, dass das Parlament mit Ausnahme des jährlichen
Berichts des Bundesrates über Motionen und Postulate keine Instrumente zur
Nachverfolgung der Erfüllung seiner Vorstösse habe. Eine kontinuierliche
Nachverfolgung sei überhaupt nicht möglich, da die Informationen über die Umsetzung
eines Vorstosses in verschiedenen Berichten, über mehrere Jahre verstreut und in der
Geschäftsdatenbank gar nicht aufgeführt seien. Freilich – so hält der Bericht ebenfalls
fest – hätten «die Parlamentarierinnen und Parlamentarier ein geringes politisches
Interesse an der Nachverfolgung». 2

Parlamentsmandat

Die Baisse zu Beginn der 50. Legislatur (2015 bis 2019) bezüglich der Anzahl
eingereichter Vorstösse schien in Anbetracht der Zahlen für das Jahr 2019 lediglich ein
kurzes Intermezzo gewesen zu sein (vgl. Vorstösse und Arbeitsbelastung 2015). In der Tat
entsprachen die total 2'527 von Parlamentsmitgliedern eingereichten Ideen und
Anfragen einem neuen Rekord und übertrafen nicht nur die Zahl des Vorjahres (2'352),
sondern auch den langjährigen Durchschnitt (1'820 von 2000 bis 2019) bei weitem. Ein
erneut sehr starkes Wachstum verzeichnete dabei die Zahl der eingereichten
Interpellationen (855), die sich innert 20 Jahren mehr als verdreifacht hatte (2000:
280). Aber auch die Zahl der Motionen (552; 2018: 463) und Postulate (235; 2018: 183)
erreichte Spitzenwerte. Nur 2009 wurden mehr Motionen eingereicht (614) als 2019 und
auch die Anzahl Postulate kam fast an den Spitzenwert von 2012 (250 Postulate) heran.
Die 111 eingereichten parlamentarischen Initiativen lagen hingegen näher beim
langjährigen Schnitt (98), wenn auch ihre Zahl im Vergleich zu 2018 (93) zugenommen
hatte. Die neue Rekordzahl von 10.3 Vorstössen pro Parlamentsmitglied kam 2019
zustande, obwohl die Zahl der Anfragen (70; 2018: 99) und der Fragen für die
Fragestunde (704; 2018: 750) abgenommen hatten. 

«Der Vorstoss-Berg – ein Schreckhorn der Bürokratie», sei noch gewaltiger als die
Alpenkette, die man vom Balkon des Bundeshauses aus bestaunen könne, urteilte die
Basler Zeitung und machte die «parlamentarische Hyperaktivität» dafür verantwortlich.
Die Möglichkeit, sich mit einer Anfrage oder Interpellation zu inszenieren, sei «allzu
verlockend für die meisten Parlamentarier». Die Aargauer Zeitung erstellte aufgrund
der während der gesamten Legislatur eingereichten Vorstösse eine Rangliste. Jean-Luc
Addor (svp, VS) führte die Liste mit 169 Vorstössen an. Mit Carlo Sommaruga (sp, GE),
Claude Béglé (cvp, VD), Mathias Reynard (sp, VS) und Lisa Mazzone (gp, GE), die von der
Zeitung auf den Folgerängen platziert wurden (ohne freilich die Anzahl Vorstösse
auszuweisen), seien es vor allem Parlamentsmitglieder aus der Romandie, die mit
Aktivität glänzten. Es sei nicht verwunderlich, dass die fünf Spitzenplätze von der
grossen Kammer – und hier insbesondere von Mitgliedern der Polparteien SP und SVP –
besetzt seien, so die Zeitung gestützt auf eine Studie der Universität Bern. Die
Ständeratsmitglieder zeigten sich hingegen wesentlich zurückhaltender: In der Tat liege
der «vorstossfreudigste Kantonsvertreter» Beat Vonlanthen (cvp, FR) «mit 36
Interventionen erst auf Rang 79».
Neben den reinen parlamentarischen Vorstössen nahmen die 2019 ausserhalb des
Parlaments lancierten Aufträge im Vergleich zum Vorjahr tendenziell ab. Dies galt
sowohl für die Bundesratsgeschäfte (76; 2018: 87), die Standesinitiativen (22; 2018: 26)
und die Wahlgeschäfte (30; 2018: 34), nicht aber für die Petitionen, deren Zahl leicht
zugenommen hatte (35; 2018: 30). 

Eine Folge der immer stärkeren Zunahme der Geschäftslast war die Zunahme der
Betriebsamkeit gemessen an der Zahl erledigter Vorstösse und Geschäfte. Auch hier
war das Jahr 2019 mit total 2'604 erledigten Vorstössen ein Rekordjahr. Die Arbeitslast
lag dabei nicht nur wie im Vorjahr primär bei der Verwaltung. Diese musste zwar erneut
eine Rekordzahl von 873 Interpellationen beantworten, dafür etwas weniger Anfragen
(90; 2018: 92) und Fragen für die Fragestunde (703; 2018: 750) bearbeiten als im

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2019
MARC BÜHLMANN
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Vorjahr. Aber auch das Parlament erledigte 2019 mit 331 Postulaten (2018: 273), 483
Motionen (2018: 360) und 124 parlamentarischen Initiativen (2018: 101) mehr Vorstösse
als in früheren Jahren. Hinzu kamen 2019 auch mehr erledigte Bundesratsgeschäfte (77;
2018: 62), Standesinitiativen (24; 2018: 17), Wahlgeschäfte (32; 2018: 28) und Petitionen
(22; 2018: 20) als im Vorjahr. 

Hinter der Kategorie «erledigt» versteckt sich freilich unterschiedlich viel Aufwand. So
gelten etwa Motionen oder Postulate, die zurückgezogen oder aufgrund ihres Alters –
wenn sie nicht innert zwei Jahren nach Einreichung behandelt werden, werden
Vorstösse automatisch abgeschrieben – oder des Ausscheidens ihrer Urheberschaft aus
dem Rat abgeschrieben werden, genauso als «erledigt» wie die tatsächlich in den Räten
diskutierten Vorstösse, die für die Parlamentsmitglieder mehr Aufwand bedeuten. In
der Tat lag der Anteil abgeschriebener Motionen im Jahr 2019 (30.4%) über dem
langjährigen Schnitt (2000–2018: 29.1%) und auch die abgeschriebenen Postulate
(20.5%) kamen nahe an diesen Mittelwert heran (21.6%). Von den 483 im Jahr 2019
erledigten Motionen wurden aber immerhin über 300 beraten. Von Letzteren wurden
145 von beiden Räten gutgeheissenen, was über alle erledigten Motionen betrachtet
einer Erfolgsquote von 30 Prozent entspricht (Schnitt 2000–2018: 22.2%). Die 60.7
prozentige Erfolgsquote bei den Postulaten lag für 2019 ebenfalls höher als im
langjährigen Mittel (50.4%): Von den 331 erledigten Postulaten – über 248 davon wurde
in den Räten abgestimmt – wurden 201 angenommen.

In den Medien wurde die Frage aufgeworfen, wie ernst die Regierung die Aufträge des
Parlaments überhaupt nehme, ob also angenommene Motionen und Postulate
überhaupt erfüllt würden. Diese Frage stellte sich vor allem auch die GPK-SR und
bestellte bei der PVK einen Bericht mit einer Analyse zur Erfüllung von angenommenen
Motionen und Postulaten. 3

Parlamentsorganisation

Die Realisierung des im Reformpaket enthaltenen Vorschlags, dass sämtliche
Parlamentarier im Bundeshaus über einen eigenen Arbeitsplatz verfügen sollen,
erfordert zusätzliche Raumkapazitäten. Die nationalrätliche Kommission für
Parlamentsreform liess zuerst zwei Machbarkeitsstudien für die Unterbringung neuer
Büroräume erstellen und beauftragte dann den Tessiner Stararchitekten Mario Botta,
seinen Entwurf für einen Erweiterungsbau weiter zu entwickeln. 4

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 10.10.1991
HANS HIRTER

Im Vergleich mit der 47. Legislatur (2003 bis 2007) hat die Zahl der eingereichten
Vorstösse in der 48. Legislatur stark zugenommen. Im Nationalrat wurden zwischen
2007 und 2011 insgesamt 1'741 Motionen (47. Legislatur: 1'177), 589 Postulate (499), 1'651
Interpellationen (1'393), 555 Anfragen (713), und 436 parlamentarische Initiativen (319)
eingereicht. Auch im Ständerat war eine Zunahme zu verzeichnen: In der 48. Legislatur
wurden in der kleinen Kammer 211 Motionen (47. Legislatur: 113), 94 Postulate (75), 231
Interpellationen (179), 20 Anfragen (25) und 45 parlamentarische Initiativen (44)
eingereicht. Gleichzeitig wurde auch die Standesinitiative häufiger genutzt. Wurden in
der 47. Legislatur insgesamt 46 Standesinitiativen eingereicht, waren es zwischen 2007
und 2011 mit 124 fast drei Mal so viele. Gleichzeitig mit der Zunahme der Vorstösse
nahm allerdings auch deren Bearbeitung zu. Die Effizienzsteigerung des Parlaments
lässt sich etwa an der Zahl von 2'127 erledigten Motionen erkennen: Das entspricht
einer Zunahme um rund 121 Prozent im Vergleich zur vorhergehenden Legislatur (961).
Mit ein Faktor für die speditivere Erledigung ist der Umstand, dass mehr als zwei Jahre
alte, noch nicht behandelte Vorstösse automatisch abgeschrieben werden. 5

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 21.11.2011
MARC BÜHLMANN

Im Berichtsjahr wurden in den Räten total 1'486 neue Geschäfte (exklusive einfache
Anfragen und Fragen) neu eingereicht. Die Zahl an neuen Vorstössen hatte damit im
Vergleich zum Vorjahr, als insgesamt 1'402 neue Begehren lanciert wurden, leicht
zugenommen. Während die Anzahl neu eingereichter parlamentarischer Initiativen von
102 (2011) auf 87 (2012) zurückging, nahm die Zahl an Standesinitiativen zu (2011: 21;
2012: 26). Es wurden zwar weniger Motionen (2011: 542; 2012: 445), aber dafür mehr
Postulate (2011: 196; 2012: 251) und Interpellationen (2011: 476; 2012: 582) eingereicht
als im Vorjahr. Zudem legte der Bundesrat im Berichtjahr 95 neue Geschäfte vor, was
ebenfalls eine Zunahme bedeutete (2011: 65). Verglichen mit dem langjährigen
Durchschnitt (1.1.1996 bis 31.12.2012) war insbesondere die Zahl an parlamentarischen

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2012
MARC BÜHLMANN
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Initiativen relativ gering. Im Schnitt wurden in den 17 Jahren seit 1996 pro Jahr 84
Bundesratsgeschäfte, 90 parlamentarische Initiativen, 19 Standesinitiativen, 352
Motionen, 166 Postulate und 376 Interpellationen eingereicht.
Verglichen mit dem Vorjahr war die Erledigung von Vorstössen in den Räten im
Berichtsjahr, also im ersten Jahr der neuen Legislatur, weniger umfangreich. Zwar
wurden etwas mehr parlamentarische Initiativen behandelt als im Vorjahr (2011: 130;
2012: 135), aber sowohl die Behandlung von Standesinitiativen (2011: 33; 2012: 30), von
Motionen (2011: 715; 2012: 420), von Postulaten, (2011: 265; 2012: 215), von
Interpellationen (2011: 634; 2012: 477) und von Bundesratsgeschäften (2011: 94; 2012:
80) war rein zahlenmässig weniger umfangreich, allerdings im langjährigen Mittel
dennoch überdurchschnittlich. Im Schnitt wurden in den 17 Jahren seit 1996 pro Jahr
82 Bundesratsgeschäfte, 81 parlamentarische Initiativen, 15 Standesinitiativen, 326
Motionen, 161 Postulate und 353 Interpellationen erledigt. 6

Das Arbeitspensum des Parlaments war – berechnet anhand der Anzahl erledigter
Geschäfte – im Berichtjahr etwas höher als im Vorjahr. Insgesamt wurden in den je vier
Sessionen und der Aprilsession im Nationalrat 2'217 Geschäfte erledigt (beraten,
zurückgezogen, abgeschrieben). Im Jahr 2012 lag diese Zahl bei 2'075. Aufgeschlüsselt
nach Instrumenten ergab dies 102 parlamentarische Initiativen (2012: 135), 429
Motionen (2012: 421), 201 Postulate (2012: 215), 580 Interpellationen (2012: 477), 76
Bundesratsgeschäfte (2012: 80) und 32 Standesinitiativen (2012: 30). Im Berichtjahr
wurden zudem 112 einfache Anfragen (2012: 122) und 617 Fragen in der Fragestunde des
Nationalrates beantwortet (2012: 525), die Räte nahmen 42 Petitionen zur Kenntnis
(2012: 42) und die vereinigte Bundesversammlung nahm insgesamt 26 Wahlgeschäfte
vor (2012: 28). Dass dem Parlament die Arbeit nicht ausgeht, dafür sorgten die
Parlamentarier vor allem selber. Im Berichtjahr wurden insgesamt 2'118 neue
parlamentarische Vorstösse eingereicht, was einem Schnitt von 8,6 Vorstössen pro
Ratsmitglied (National- und Ständerat) gleichkommt, die zweithöchste Rate seit 1998.
Die höchste Rate von 9,4 Geschäften pro Ratsmitglied wurde 2009 erzielt. Im Vergleich
zum Vorjahr wurden etwas weniger Motionen (425; 2012: 445) und Postulate (232; 2012:
251) eingereicht. Noch nie wurden hingegen derart viele Interpellationen (664; 2012:
582) vorgebracht wie im Berichtjahr. Auch die Fragestunde wurde wesentlich reger
genutzt (617) als ein Jahr zuvor (525). Rückgängig waren hingegen die Zahl der einfachen
Anfragen (96; 2012: 137) und der parlamentarischen Initiativen (84; 2012: 106). Im
Berichtjahr wurden auch von aussen neue Geschäfte an das Parlament herangetragen,
nämlich 97 Bundesratsgeschäfte (2012: 95) und 14 Standesinitiativen (2012: 27). Die
immer zahlreicheren Vorstösse stiessen bei Experten zunehmend auf Kritik, da die
Gesetzesflut auch mit einem Niedergang der Qualität der Gesetze einhergehe. Eine
starke Zunahme wurde auch in der Anzahl gescheiterter Bundesratsgeschäfte
verzeichnet. Waren es in den Legislaturen 1991 bis 1995 sowie 1995 bis 1999 noch je fünf
Geschäfte, die nach einem gescheiterten Differenzbereinigungsverfahren, durch
Ablehnung bei der Schlussabstimmung, durch Nichteintreten, durch Abschreiben oder
aber durch Rückweisen an den Bundesrat scheiterten, nahm diese Zahl zwischen 1999
und 2011 sukzessive zu (1999-2003: 10 abgelehnte BRG; 2003-2007: 16 abgelehnte BRG;
2007 bis 2011: 27 abgelehnte BRG). Nach ungefähr der Hälfte der aktuellen Legislatur,
also zwischen 2011 und 2013, waren bereits 26 Geschäfte gescheitert, darunter etwa
auch die Lex USA oder die 6. IV-Revision. Auf der einen Seite kann diese Entwicklung als
Krisenzeichen, als zunehmende Distanz zwischen Parlament und Regierung, als
Ausdruck erhöhten Profilierungsdrangs der Pol-Parteien im Medienzeitalter, als
Vorwahlgeplänkel im Hinblick auf eine neue Zusammensetzung im Bundesrat oder als
Zeichen zunehmender Schwierigkeit für Konsensfindung in Folge einer instabileren
(neuen) Mitte interpretiert werden. Auf der anderen Seite kann die Zahl aber auch
relativiert werden durch die ebenfalls zunehmende Zahl an zu behandelnden
Geschäften. Darüber hinaus kann sie auch als Zeichen einer Emanzipierung des
Parlamentes betrachtet werden, das die Kontrolle über die Exekutive immer besser und
kritischer wahrnimmt. 7

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2013
MARC BÜHLMANN

Das von Sotomo auf der Grundlage von Abstimmungen durchgeführte
Nationalratsrating für das dritte Jahr der laufenden Legislatur zeigte eine Spannweite
zwischen -9,4 – die Extremposition, die sich Carlo Sommaruga (sp, GE) und Susanne
Leutenegger Oberholzer (sp, BL) teilen – und +9,9, gehalten von Pirmin Schwander (svp,
SZ). Das Rating zeigt Unterschiede zwischen den Sprachregionen. Die mittlere Position
aller französischsprechenden Nationalrätinnen und Nationalräte lag bei -1,4 während
die Deutschschweizer Vertreterinnen und Vertreter im Schnitt bei 0,5 zu liegen kamen.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 25.11.2014
MARC BÜHLMANN
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Interessant war der seit ein paar Jahren anhaltende Rechtsrutsch der acht Nationalräte
aus dem Kanton Tessin, welche die Deutschschweiz 2014 rechts überholten. Eine
markante Entwicklung über die Zeit lässt sich auch hinsichtlich der Harmonisierung
innerhalb der Parteien feststellen. Die mittleren Positionen verschoben sich zwar
marginal – vor allem bei den Polparteien in Richtung Extreme – die Spannweite
innerhalb der Parteien nahm aber seit 1996, also seit dem ersten derart bestimmten
Rating stark ab. Die innerparteiliche Homogenität und die Abstimmungsdisziplin
scheinen also stärker geworden zu sein. 8

Die von unterschiedlichen Seiten immer wieder kritisierte und so bezeichnete
‚Vorstossflut‘ wuchs auch 2014 weiter. Beklagt wurde dabei eine immer stärker
zunehmende Arbeitsbelastung, aber auch eine wachsende Flüchtigkeit bei der
Gesetzgebung, die sich auf die Qualität der Gesetze nicht unbedingt positiv auswirke.
Freilich sind die Parlamentarierinnen und Parlamentarier nicht unschuldig am
Arbeitsumfang. Werden alle von einem Ratsmitglied 2014 eingereichten
parlamentarischen Geschäfte (parlamentarische Initiativen, Motionen, Postulate,
Interpellationen, Anfragen und Fragen in der Fragestunde) addiert, so zeigen sich 2‘174
Vorstösse, was einem Schnitt von 8,8 Vorstössen pro Parlamentsmitglied und Jahr
entspricht. Damit ist zwar der Höchststand von 2009, als 9,4 Vorstösse pro Kopf
verzeichnet wurden, nicht erreicht, die Zahl wuchs aber im Vergleich zum Vorjahr (im
Schnitt: 8,6 Vorstösse) wieder an. Allerdings wurden im Vergleich zu 2013 weniger
Geschäfte mit hohem Verbindlichkeits- und Aufwandsgrad eingereicht: Die Zahl
eingereichter parlamentarischer Initiativen sank im Vergleich zum Vorjahr von 84 auf 77
und die eingereichten Motionen nahmen von 425 auf 380 ab. Mit 238 wurden nur
unwesentlich mehr Postulate eingereicht als 2013 (232). Ein starkes Wachstum zeigt
sich aber bei den einfachen Anfragen (119; 2013: 96) und insbesondere bei den Fragen
in der Fragestunde (667; 2013: 617), die nur der Nationalrat kennt. Freilich verursachen
diese Fragen vor allem Kosten in der Verwaltung und bedeuten keinen grossen
Mehraufwand für das Parlament. Der Arbeitsaufwand verspricht in Zukunft sogar noch
etwas geringer zu werden, da im Vergleich zu 2013 im Berichtjahr etwas weniger
Bundesratsgeschäfte zur Behandlung vorgelegt wurden (90; 2013: 97), die Zahl der
eingereichten Petitionen markant abnahm (29; 2013: 66) und auch weniger
Wahlgeschäfte anstanden (24; 2013: 31). Allerdings waren die Kantone 2014 etwas
aktiver als im Vorjahr, reichten sie doch 21 Standesinitiativen ein (2013: 15). 
Die tatsächliche Arbeitsbelastung im Jahr 2014 lässt sich mit Hilfe der Anzahl erledigter
Geschäfte eruieren. Diese Zahl ging im Vergleich zum Vorjahr etwas zurück. Insgesamt
wurden 2‘197 Geschäfte erledigt (2013: 2‘224), wobei auch hier die weniger
aufwändigen und unverbindlichen Interpellationen (657; 2013: 580), die einfachen
Anfragen (107; 2013: 112) und die Fragen in der Fragestunde (667; 2013: 617) den
Hauptharst bildeten. Parlamentarische Initiativen (76; 2013: 102), Motionen (316; 2013:
434) und Postulate (196; 2013: 203) wurden weniger erledigt als noch ein Jahr zuvor.
Dasselbe gilt für die Anzahl Standesinitiativen (12; 2013: 32). Hingegen konnten 2014
mehr Bundesratsgeschäfte erledigt werden (93) als noch im Vorjahr (76). Von den 316
erledigten Motionen wurden 68 überwiesen (22%), womit die Erfolgsquote gegenüber
2013 (15%) leicht anstieg. Auch bei den 2014 erledigten Postulaten lag die
Annahmequote höher (66%) als noch 2013 (49%). 9
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Im September präsentierte die NZZ das von Sotomo errechnete Parlamentarierrating
2015. Die ideologische Ausrichtung aller Parlamentsmitglieder wird mit Hilfe paarweiser
Vergleiche aller Parlamentarierinnen und Parlamentarier hinsichtlich ihres
Abstimmungsverhaltens berechnet. Die Skala reicht von -10 (ganz links) bis +10 (ganz
rechts). Die rechte Extremposition wurde im Rating 2015 von Pirmin Schwander (svp, SZ)
und Lukas Reimann (svp, SG) besetzt. Am linken Rand fand sich mit einem Wert von -9.5
Christine Häsler (gp, BE). 
Am deutlichsten rechts und zwar ohne Überschneidung mit anderen Fraktionen stand
die SVP, deren Mitglieder zwischen 6.3 (Jean-Pierre Grin, VD) und 10 positioniert
wurden. Die FDP-Mitglieder schwankten zwischen 1.6 (Christa Markwalder, BE) und 4.1
(Hans-Peter Portmann, ZH) und überschnitten sich damit sowohl mit der BDP (0.9:
Rosmarie Quadranti, ZH bis 2.1: Urs Gasche, BE) als auch teilweise mit der CVP, bei der
Gerhard Pfister (ZG) und Ruedi Lustenberger (LU) mit dem Wert von 3.0 den rechten
und Jacques Neirynck (VD) mit -1.6 den linken Rand abdeckten. Die beiden EVP-
Vertreterinnen, die der CVP-EVP-Fraktion angehören, waren dabei pointierter links (-
2.8) als der Rest der CVP-Fraktion. Die GLP-Fraktion zeigte sich ziemlich geschlossen
und links der Mitte. Bei den Grünliberalen wurden die Extreme von Thomas Böhni (TG,
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-1.7) und Martin Bäumle (ZH, -1.2) eingenommen. In ihrem Gesamtwert von -8.0
deckungsgleich zeigten sich die Grünen und die SP. Während die Genossinnen und
Genossen Extremwerte zwischen -9.1 (Carlo Sommaruga, GE und Susanne Leutenegger
Oberholzer, BL) und -5.7 (Daniel Jositsch, ZH) einnahmen, fanden sich bei den Grünen
Christine Häsler (-.9.5) und Yvonne Gilli (SG, -6.8) an den Fraktionspolen. 
Der Median des gesamten Nationalrats lag bei 0.8; das Parlament politisierte also leicht
rechts der Mitte. Die Studie stellte bei der Analyse der gesamten 49. Legislatur
allerdings im Vergleich mit der 48. Legislatur einen Linksrutsch fest. Insbesondere in
der Verkehrs- und Energiepolitik habe Mitte-Links erfolgreich koaliert.  

Erstmals konnte aufgrund der neu eingeführten elektronischen Stimmanlage auch der
Ständerat vermessen werden. Insgesamt zeigte sich in der kleinen Kammer eine
wesentlich schwächere Polarisierung als bei der Volksvertretung. Zwar gab es auch im
Ständerat Extrempositionen –  Robert Cramer (gp, GE) mit -9.6 zur Linken und Peter
Föhn (svp, SZ) mit 9.6 zur Rechten –, die überwiegende Mehrheit der Ständerätinnen
und Ständeräte fanden sich aber zwischen den Werten -4 bis +5. 10

Im Jahr 2015 wurden total 2'106 parlamentarische Vorstösse (parlamentarische
Initiativen, Motionen, Postulate, Interpellationen, Anfragen und Fragen in der
Fragestunde) neu eingereicht. Nimmt man all diese Vorstösse zusammen – also auch
inklusive der Fraktions- und Kommissionsvorstösse – ergibt sich eine Pro-Kopf-
Vorstossrate von 8,6, was im Vergleich zu 2014 (total 2'174 Vorstösse; 8,8 Vorstösse pro
Kopf) eine leichte Abnahme bedeutet. Im Vergleich zum Vorjahr hat allerdings
insbesondere die Zahl an weniger verbindlichen Vorstössen abgenommen: So wurden
2015 weniger Fragen in der Fragestunde (638) gestellt und weniger Anfragen (98)
eingereicht als noch 2014 (Fragen: 667; Anfragen: 119). Mit den neu eingereichten 101
parlamentarischen Initiativen (2014: 77), den 404 Motionen (2014: 380) und den 238
Postulaten (2014: 238) hat sich das Parlament 2015 freilich wieder einiges an Mehrarbeit
selber auferlegt. Interessant ist vor allem der deutliche Anstieg bei den
parlamentarischen Initiativen. Zwar erreicht die Zahl nicht den Spitzenwert von 2010,
als deren 142 eingereicht worden waren, es scheint sich aber – ähnlich wie zu Beginn
des Jahrtausends – eine wachsende Lust des Parlaments nach unmittelbarer
gesetzgebender Tätigkeit abzuzeichnen. Interessanterweise nahm 2015 parallel zur
Zunahme der Zahl an parlamentarischen Initiativen die Anzahl an Bundesratsgeschäften
recht deutlich ab: Die Regierung legte dem Parlament 75 Geschäfte vor, also rund ein
Fünftel weniger als noch 2014 (91). Die Zahl der Petitionen nahm 2015 hingegen wieder
zu (von 29 auf 45) und auch die Kantone zeigten sich 2015 mit 28 Standesinitiativen
wieder etwas aktiver als 2014 (21). Die Vereinigte Bundesversammlung hatte 2015
ebenfalls etwas mehr zu tun als 2014; sie traf sich zu 30 (vor allem Wahl-) Geschäften
des Parlaments (2014: 24). 
Die seit den 1990er-Jahren stark zunehmende Zahl an Vorstössen war auch Gegenstand
in der Presse. So berechnete etwa die Sonntagszeitung, dass zwischen 1994 und der
Frühjahrssession 2015 exakt 29'494 Vorstösse eingereicht worden seien, wobei dies
immer mehr Kosten verursache – das Sonntagsblatt nannte gestützt auf eine
Interpellation einen Schnitt von CHF 6'120 pro Vorstoss. L'Express sprach von
„parlementaires hyperactifs", wobei die mediale Begleitung der Parlamentsarbeit wohl
das ihre beitrage und die Ratsmitglieder zur Einreichung von Vorstössen anstachle. 
Die effektive, an der Anzahl erledigter Geschäfte gemessene Arbeitsbelastung war 2015
etwas grösser als 2014. Insgesamt wurden 2'687 Geschäfte abgeschlossen (2014: 2'357).
Von den 578 erledigten Motionen (2014: 396) waren 119 abgeschrieben (2014: 101), 52
angenommen (2014: 49) und 407 abgelehnt worden (2014: 246). Die Erfolgsquote (ohne
abgeschriebene Vorstösse) lag 2015 bei den Motionen also bei 11% und war damit im
Vergleich zu 2014 (17%) gesunken. Die Erfolgsquote der 2015 erledigten 311 Postulate
war hingegen sehr hoch: 85 Postulate wurden angenommen, 90 abgeschrieben und 65
abgelehnt. Viel Arbeit verrichtete zudem 2015 die Verwaltung mit der Beantwortung von
757 Interpellationen (2014: 657), 116 Anfragen (2014: 107) und 638 Fragen für die
Fragestunde (2014: 667). Zudem erledigten National- und Ständerat im Berichtsjahr 90
Bundesratsgeschäfte (2014: 93), 92 parlamentarische (2014: 76) und 34
Standesinitiativen (2014: 12). 11
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Ende November erschien das NZZ-Parlamentarierrating 2016 und bildete das erste
Jahr nach den Wahlen 2015 ab. Der Rechtsrutsch der Wahlen zeichnete sich im Rating
deutlich ab. Der Median der Positionen aller Parlamentarierinnen und Parlamentarier,
die aufgrund paarweiser Vergleiche des Abstimmungsverhaltens während  der vier
vergangenen Sessionen errechnet werden, rückte auf der Skala von -10 (absolut links)
bis + 10 (absolut rechts) von 0.8 (2015) auf 1.7. Gleich drei SVP-Fraktionsmitglieder
nahmen die rechte Extremposition (10) ein: Marcel Dettling (SZ), Erich Hess (BE) und,
wie bereits 2015, Pirmin Schwander (SZ). Lisa Mazzone (gp, GE) positionierte sich mit
einem Wert von -9.6 am linken Extrempol. 
Vom Rechtsrutsch habe – gemessen an der Anzahl gewonnener Abstimmungen im Rat –
vor allem die FDP, kaum aber die SVP profitiert, so die Studie. Bei den Parteien zeigten
sich insgesamt nur leichte Verschiebungen. So hatte sich die SVP noch einmal nach
rechts verschoben und nahm insgesamt den Wert 8.0 ein (2015: 7.7.). Jean-Pierre Grin
(VD) besetzte mit 6.3 die moderateste Position in der Volkspartei. Damit war er
dennoch ziemlich weit vom am meisten rechts stehenden FDP-Fraktionsmitglied
entfernt: Bruno Pezzatti (ZG) erreichte einen Wert von 3.4. Den linken Rand der FDP,
die sich im Vergleich zu 2015 nicht verändert hatte und fraktionsübergreifend konstant
bei 2.2 blieb, nahm erneut Christa Markwalder mit 1.4 ein. Damit war die Bernerin leicht
linker positioniert als Daniel Fässler (AI), der mit 1.9 den rechten Rand der CVP besetzte.
Den Gegenpol bei den Christlichdemokraten nahm Barbara Schmid-Federer (ZH) mit
-0.9 ein. Auch die CVP blieb im Vergleich zu 2015 konstant bei 0.6. Innerhalb des
Spektrums der CVP-EVP-Fraktion fand sich die BDP (0.9: Hans Grunder, BE bis -0.5:
Rosmarie Quadranti, ZH), die leicht nach links gerutscht war (0.2). Deutlich am linken
Rand der CVP-Fraktion positionierte sich die EVP mit Maja Ingold (ZH, -2.8) und
Marianne Streiff-Feller (BE, -3.1). Einen Linksrutsch verzeichnete auch die GLP, die sich
bei -2.7 positionierte und sich wie schon 2015 sehr geschlossen zeigte. Nur gerade 0.5
Skalenpunkte trennten Kathrin Bertschy (BE, -2.8) von Martin Bäumle (ZH, -2.3). Etwas
geschlossener als 2015 zeigte sich auch die SP, die fraktionsübergreifend bei -8.3 zu
liegen kam. Chantal Galladé (ZH, -6.6) fuhr dabei den sozialliberalsten Kurs. Gleich drei
Fraktionsmitglieder positionierten sich beim linken Extremwert der SP, bei  -9.1: Bea
Heim (SO), Susanne Leutenegger Oberholzer (BL) und Silvia Schenker (BS). Die Grünen
schliesslich positionierten sich insgesamt bei -9.0 und die Fraktionsmitglieder
überlappten sich stark mit der SP: Daniel Brélaz (VD, -7.9) zeigte sich dabei sogar noch
etwas rechter als die gesamte SP. 
Die Forschungsstelle Sotomo, welche das Rating durchführte, wertete auch 2016 den
Ständerat aus. Erneut zeigte sich eine geringere Polarisierung als in der grossen
Kammer. Zwar lagen auch in der kleinen Kammer die Extremwerte weit auseinander,
Lilian Maury Pasquier (sp, GE, -9.5) und Peter Föhn (svp, SZ, 9.8) fanden sich aber
ziemlich alleine auf weiter Flur. Alle anderen Ständeratsmitglieder befanden sich
zwischen -6.2 (Christian Levrat, sp, FR) und 7.3 (Hannes Germann, svp, SH). 12
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«Weniger Aktivismus im Parlament» vermutete das St. Galler Tagblatt, weil die
Parlamentsmitglieder im Jahr 2016 den 2015 einsetzenden Trend hin zu etwas weniger
lancierten Vorstössen zu bestätigen schienen. Auch die NZZ stellte eine «gedrosselte
Gesetzesproduktion» fest. In der Tat auferlegten sich die Parlamentarierinnen und
Parlamentarier mit total 1'972 parlamentarischen Vorstössen (Motionen, Postulate,
Interpellationen, Anfragen und Fragen in der Fragestunde) und parlamentarischen
Initiativen zum ersten Mal seit 2008 wieder weniger als 2'000 Aufträge. Pro Kopf
bedeutete dies rund 8 Anliegen. Der Rückgang im Vergleich zum Vorjahr war
insbesondere bei den Motionen (342; 2015: 404) und den Postulaten (174; 2015: 238)
augenfällig. Rückläufig waren zudem die Fragen in der Fragestunde (607; 2015: 638) und
die Anfragen (87; 2015: 98). Die Interpellationen (656; 2015: 627) und auch die
parlamentarischen Initiativen (106; 2015: 101) hatten hingegen zugenommen.
Auch bei der Zahl der dem Parlament von aussen auferlegten Aufgaben war 2016 ein
Rückgang zu verzeichnen. So legte der Bundesrat 72 Geschäfte (Botschaften, Berichte)
vor, drei weniger als noch 2015. 2016 wurden zudem weniger Standesinitiativen (19;
2015: 28) und weniger Petitionen (23; 2015: 45) eingereicht als im Vorjahr und es
standen weniger Wahlgeschäfte an (29; 2015: 30). 
Freilich war vielen Akteuren der «enorme Vorstossausstoss» (Berner Zeitung) bzw. die
«Vorstossflut» nach wie vor ein Dorn im Auge. So wollte sich etwa Fabio Abate (fdp, TI)
mit einem Postulat dagegen wehren, weil jeder Vorstoss im Schnitt Kosten von CHF
6'100 verursache. Die rege Anwendung parlamentarischer Instrumente zeuge allerdings
auch von einem aktiven und selbstbewussten Parlament. Eine Studie der Universität
Bern zeigte zudem, dass jüngere Parlamentarierinnen und Parlamentarier und solche,
die neu im Parlament sind, vergleichsweise mehr Vorstösse einreichen als solche, die
schon länger dabei sind. 
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Die Vorstossflut ist mit der Arbeitslast der Parlamentarierinnen und Parlamentarier
verknüpft, müssen lancierte Vorstösse und vorgelegte Geschäfte doch abgearbeitet
werden. Hier war das Parlament, gemessen an der reinen Zahl bearbeiteter Geschäfte,
weniger arbeitsam als im Vorjahr. 2016 wurden 2'326 Geschäfte erledigt (2015: 2'590),
darunter 87 Geschäfte des Bundesrats (2015: 90), 26 Wahlgeschäfte (2015: 30), 32
Standesinitiativen (2015: 34) und 39 Petitionen (2015: 41). Auch die eigenen Vorstösse
wurden 2016 mit Ausnahme der Postulate etwas weniger abgebaut als 2015: 82
parlamentarische Initiativen (2015: 92), 457 Motionen (2015: 546) und 288 Postulate
(2015: 246) konnten erledigt werden und 1'315 Interpellationen, Anfragen oder Fragen
bei Fragestunden wurden beantwortet (2015: 1'511). 

Doch was bedeutet «erledigt»? Bei den Motionen und den Postulaten lässt die
Geschäftsdatenbank «Curia Vista» diesbezüglich Antworten zu. Von den total 457 im
Jahr 2016 erledigten Motionen wurden 131 angenommen und an den Bundesrat
überwiesen. Dies entsprach einer Erfolgsrate von 28.7 Prozent, was höher war als 2015
(25.8%) und auch das langjährige Mittel (2000-2016: 22.9%) deutlich überstieg. Von den
restlichen Motionen wurden 86 zurückgezogen (18.8%; 2015: 6.8%), 82 wegen
verstrichener Frist oder Ausscheidens aus dem Rat abgeschrieben (17.9%; 2015: 41.6%)
und deren 158 abgelehnt (34.6%; 2015: 25.8%), wobei 85 davon immerhin noch die
Hürde des Erstrates genommen hatten (18.6%; 2015: 17.0%). Erfolgreicher als die
Motionen waren die Postulate, die 2016 von den Räten behandelt wurden. Mehr als die
Hälfte (53.5%) und damit mehr als 2015 (46.7%) und mehr als der langjährige Schnitt
(2000-2016: 46.5%) wurden angenommen. 10.4 Prozent aller 2016 als erledigt
klassifizierter Postulate wurden zurückgezogen (2015: 7.3%), 9.7 Prozent abgeschrieben
(Fristablauf oder Ausscheiden aus dem Rat; 2015: 29.3%) und 26.4 Prozent abgelehnt
(2015: 16.7%). 13

Ranglisten haben etwas Eingängiges: Mit ihrer Hilfe lassen sich vermeintliche
Unterschiede fest- und darstellen. So versuchen öfters auch die Medien
Parlamentarierinnen und Parlamentarier einzuordnen und zu vergleichen. 2017
präsentierte die Sonntagszeitung ein Parlamentarierrating, mit welchem der Einfluss
aller Parlamentsmitglieder gemessen werden sollte, und die NZZ wartete mit ihrem
jährlichen Links-Rechts-Rating auf.
Der Einfluss wurde in der Sonntagszeitung anhand der Kommissionszugehörigkeit, der
in den Räten vorgebrachten Voten, der Anzahl erfolgreicher politischer Vorstösse, der
Ämter im Rat und in der Partei, der Medienpräsenz und dem ausserparlamentarischen
Beziehungsnetz gemessen. Zwar wies die Zeitung nicht aus, wie sie diese Elemente
miteinander verknüpfte und gewichtete, die Rangliste diente ihr aber als Grundlage für
immerhin drei ganze Zeitungsseiten. Laut den Berechnungen war SP-Parteipräsident
Christian Levrat (FR) in den Jahren 2015–2017 der einflussreichste Parlamentarier,
gefolgt von Pirmin Bischof (svp, SO) und Gerhard Pfister (cvp, ZG). Die «Flop 15» – so die
Sonntagszeitung – wurden angeführt von Géraldine Marchand-Balet (cvp, VS), Hermann
Hess (fdp, TG) und David Zuberbühler (svp, AR). Die Rangierungen verleiteten die
Zeitung zu weiteren Analysen: So sei der Einfluss der SVP und der FDP, gemessen am
Anteil Fraktionsangehöriger unter den Top 50, verglichen mit dem Rating 2014
gestiegen und der Einfluss des Kantons Zürich gesunken. Mit einem Vergleich der
Rangliste hinsichtlich Medienpräsenz und dem Gesamtrang konnte die Zeitung zudem
«die grössten Blender» ausmachen. Zwar häufig in den Medien, aber sonst nur wenig
einflussreich waren laut dieser Berechnung etwa Tim Guldimann (sp, ZH), Andreas
Glarner (svp, AG) oder Benoît Genecand (fdp, GE). Einzelne Regionalzeitungen
diskutierten in der Folge «ihre» kantonalen Vertreterinnen und Vertreter. Solche
Ratings seien nicht entscheidend, aber es fühle sich immer gut an, wenn man vorne sei,
beurteilte Christian Levrat die Auswertung.  

Wichtigste Erkenntnis der von der NZZ präsentierten Links-Rechts-Positionierung, die
seit 1999 jährlich auf der Basis von in den Räten durchgeführten Abstimmungen von der
Forschungsstelle Sotomo durchgeführt wird – auch in der NZZ wurde die Methode zur
Messung von Links und Rechts lediglich sehr kryptisch mit den Begriffen «D-Nominate»
und «Alpha-Nominate» angedeutet und dem Hinweis versehen, dass diese Methode für
den amerikanischen Kongress entwickelt worden seien und die ideologische Position
der Abgeordneten messe –, war die zunehmende Fraktionsdisziplin. Der Druck, auf
Fraktionslinie zu stimmen, habe dazu geführt, dass es kaum noch Überlappungen in der
ideologischen Positionierung zwischen den einzelnen Parteien gebe. Vor allem die CVP
– sie variiert auf der Gesamtskala von -10 (links) bis +10 (rechts) zwischen 0.2 (Gerhard
Pfister) und -1.7 (Barbara Schmid-Federer, ZH) – sei wesentlich geschlossener als
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früher, als sie noch Fraktionsmitglieder gehabt habe, die sich am rechten Rand bei der
Position von (linken) FDP- und SVP-Mitgliedern befunden und am linken Rand die
«rechten Ausläufer der SP» berührt hätten. Die FDP-Mitglieder, die Positionen
zwischen 0.3 (Christa Markwalder, BE) und 2.4 (Bruno Pezzatti, ZG) einnahmen, sowie
die SVP-Mitglieder (Jean-Pierre Grin, VD: 6.1 bis Erich Hess, BE: 10.0) lagen ziemlich
weit auseinander. Der Median des gesamten Nationalrats verlief genau zwischen der
CVP und der FDP. Auf der Ratslinken gab es mehr ideologische Gemeinsamkeiten: Zwar
war die SP insgesamt etwas linker als die Grünen – die Werte variierten bei den
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten zwischen -8.2 (Chantal Galladé, ZH) und
-9.9 (Silvia Schenker, BS) und bei den Grünen zwischen -9.4 (Lisa Mazzone, GE) und -7.8
(Bastien Girod, ZH) –, aber die Durchmischung war wesentlich stärker als im Block der
Bürgerlichen. Die grösste Geschlossenheit wies die GLP auf, bei der sich Kathrin
Bertschy (BE) und Tiana Angelina Moser (ZH) mit einem Wert von -3.0 ideologisch nur
marginal von Martin Bäumle (ZH, -2.7) entfernt positionierten. Die BDP wies mehr
Varianz auf: Sowohl Rosmarie Quadranti (ZH, -1.6) als auch Hans Grunder (BE, -0.2)
fanden sich ideologisch leicht links der Mitte. Interessant war, dass sich die
Kleinstparteien am Rand ihrer Fraktionen ansiedelten. Sowohl die Lega und das MCG
bei der SVP-Fraktion, als auch die EVP bei der CVP-Fraktion wiesen im Rating
ideologische Differenzen zu ihrer Fraktion auf. 
Im Ständerat waren zwar die verschiedenen Parteien ebenfalls voneinander getrennt, es
kam aber zwischen CVP und FDP zu Überlappungen und die Gesamtvarianz der
Positionen in der kleinen Kammer war geringer. Sie reichte von Liliane Maury Pasquier
(sp, GE; -8.3) bis Peter Föhn (svp, SZ; 9.8), wobei sich Letzterer am rechten Rand
ziemlich alleine auf weiter Flur befand, gefolgt von Werner Hösli (svp, GL; 7.6). Bei der
FDP gesellten sich Fabio Abate (TI, -0.2) und vor allem Raphaël Comte (NE; -1.6) zum
Lager der CVP, das von -2.4 (Anne Seydoux-Christe, JU) bis 0 (Isidor Baumann, UR)
reichte. Am rechten Rand der FDP politisierte Philipp Müller (AG, 3.4) und lag damit
nahe bei Thomas Minder (SH, 4.8), der als Parteiloser der SVP-Fraktion angehört. Von
der SP sassen mit Pascale Bruderer (AG, -5.2) , Claude Janiak (BL, -5.5), Hans Stöckli
(BE, -5.6) und Daniel Jositsch (ZH, -5.6) vier im Vergleich zum Nationalrat ziemlich
gemässigte Genossinnen und Genossen in der kleinen Kammer. 14

Das in der NZZ prominent platzierte, aber auch von anderen Medien aufgenommene
Parlamentarierrating 2018, das von der Forschungsstelle Sotomo aufgrund des
Abstimmungsverhaltens im National- und Ständerat berechnet wird, zeigte seit der
letzten Ausgabe 2017 nur wenig Veränderungen hinsichtlich Positionierung der
Parteien. Noch immer war eine deutliche Trennung der einzelnen Fraktionen im
Nationalrat zu beobachten, mit Ausnahme der SP und der Grünen sowie der CVP und
der BDP, bei denen sich die Positionierungen einzelner Parlamentarierinnen und
Parlamentarier auf einer Skala von -10 (ganz links) und +10 (ganz rechts) teilweise
überlappten. Die Extrempole des Nationalrats wurden von Fraktionsmitgliedern der SP-
bzw. der SVP eingenommen: Silvia Schenker (sp, BS; -10.0) sowie Luzi Stamm (svp, AG;
10.0) und Toni Brunner (svp, SG; 10.0) besetzten die Skalengrenzen. Das Spektrum der
SP-Fraktion reichte von dieser Extremposition bis -8.5. Dieser «rechte Flügel» der
Sozialdemokraten wurde vom neu in den Nationalrat nachgerückten Adrian Wüthrich
(sp, BE) besetzt. Die Spannweite der Grünen reichte von -9.5 (Regula Rytz; gp, BE) bis
-8.6 (Bastien Girod; gp, ZH). Im Schnitt waren die Mitglieder der SP-Fraktion erneut
etwas linker positioniert als jene der GP-Fraktion. Das war zwischen 1995 und 2011
umgekehrt. Zwischen dem links-grünen Pol und der Mitte tat sich eine ziemliche Lücke
auf. Die beiden der CVP-Fraktion angehörenden EVP-Mitglieder Marianne Streiff-Feller
(evp, BE) und Niklaus Gugger (evp, ZH), der Ende 2017 in den Nationalrat nachgerutscht
war, waren mit ihren Werten von -4.1 bzw. -3.7 zwar deutlich am linken Fraktionsrand
angesiedelt, damit aber noch immer mehr als vier Skalenpunkte von SP und GP entfernt
positioniert. Immer noch links der Mitte reihte sich anschliessend die GLP-Fraktion ein,
die sich erneut als sehr homogen präsentierte (-3.3 bis -3.0). Die CVP- und die BDP-
Fraktion überlappten sich ebenfalls. Bei beiden kam dabei der rechte Rand genau bei
der Position 0 zu liegen; bei der BDP wurde dieser von Hans Grunder (bdp, BE) und bei
der CVP von Daniel Fässler (cvp, AI), Gerhard Pfister (cvp, ZG) und Fabio Regazzi (cvp, TI)
besetzt. Den linken Rand besetzten bei der CVP Kathy Riklin (cvp, ZH: -1.5) und bei der
BDP Rosmarie Quadranti (bdp, ZH: -1.9). Auch auf der rechten Ratsseite klaffte eine
Lücke. Der Abstand zwischen der FDP, deren Spektrum sich zwischen 1.0 (Christa
Markwalder; fdp, BE) und 3.4 (Walter Müller; fdp, SG) aufspannte und der SVP, deren
linker Pol bei 7.4 zu liegen kam (Jean-Pierre Grin, svp, VD) betrug ebenfalls 4
Skalenpunkte. 

In der NZZ wurden auch die Positionen einzelner Parlamentsmitglieder diskutiert, die

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2018
MARC BÜHLMANN
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sich über die Jahre stark verändert hatten. So hatte etwa Thomas Müller (svp, SG) laut
der Auswertung einen Sprung auf der Skala von 1.5 nach 9.5. gemacht. Müller war 2006
als CVP-Politiker gewählt worden und hatte 2011 in die SVP gewechselt, wo er dann mit
den Jahren einen eigentlichen Rechtsrutsch vollzog. Die Gegenrichtung hatte Gerhard
Pfister eingenommen, der von einer rechten Position (4.0) genau in die Mitte (0) gerückt
war. Dies sei erst nach seiner Übernahme des CVP-Präsidiums passiert, was belege, so
die NZZ, dass Pfister die CVP nicht nach rechts gezogen, sondern den rechten Flügel in
die Partei integriert habe.

Im Ständerat waren die Lücken zwischen den Fraktionen geringer. Zwischen dem am
weitesten «rechts» stehenden SP-Ständerat Daniel Jositsch (sp, ZH: -5.6) und der am
weitesten «links» positionierten CVP-Ständerätin Anne Seydoux-Christe (JU) lagen
knapp 2 Skalenpunkte. Mit Raphaël Comte (fdp, NE) fand sich gar ein FDP-Ständerat an
dieser Position (-3.8). Allerdings war Comte damit relativ weit von seiner restlichen
Ständeratsfraktion entfernt, bei der Philipp Müller (fdp, AG) bei 3.6 den rechten Rand
einnahm. Auch hier war der Skalenabstand zur SVP, deren Spektrum sich zwischen den
beiden Schwyzer Ständeräten, Alex Kuprecht (6.9) und Peter Föhn (10.0) erstreckte, mit
3.3 Punkten kleiner als im Nationalrat. 15

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Das BFS legte die Ergebnisse der 1991 erstmals durchgeführten schweizerischen
Arbeitskräfteerhebung (SAKE) vor. Danach wird in der Schweiz im Schnitt 43 1/4
Stunden pro Woche gearbeitet, Überstunden nicht eingerechnet, wobei Überzeit um so
häufiger vorkommt, je höher die berufliche Stellung ist. Knapp ein Viertel der 16 000
Befragten gaben an, sie würden gerne weniger als hundert Prozent arbeiten und wären
bereit, dafür eine entsprechende Lohneinbusse in Kauf zu nehmen. Am häufigsten
nicht voll erwerbstätig sind die Frauen. Insgesamt arbeiten 48% der Arbeitnehmerinnen
voll, bei den Männern sind es 92%. Die Begründung der Teilzeitarbeit brachte zum
Ausdruck, wie stark die Gesellschaft immer noch vom traditionellen Rollenverständnis
geprägt ist. Drei Viertel der teilzeitarbeitenden Frauen gaben als Grund für ihr
eingeschränktes Pensum die Kinderbetreuung an, während die Männer, die ihre
Arbeitszeit reduzierten, dies primär aus Gründen der berufsbegleitenden Aus- und
Weiterbildung taten.

Mehr als die Hälfte (56%) der Mütter mit schulpflichtigen Kindern sind erwerbstätig.
Meist handelt es sich dabei um Engagements von geringem Umfang. Wenn die Mutter
arbeitet, wird die Kinderbetreuung in 38% der Fälle von andern Personen im gleichen
Haushalt übernommen. Ein Viertel der Kinder wird ausserhalb des Haushalts von
Verwandten, Tagesmüttern oder in Krippen betreut. Ein weiteres Viertel der Kinder
bleibt während der Arbeitszeit der Mutter allein.

Ferner ergab die Umfrage, dass unregelmässige Arbeitszeiten häufig sind. Jede vierte
erwerbstätige Person arbeitet auch am Abend oder nachts. An Wochenenden sind 40%
beschäftigt. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer halten es relativ lange an der selben
Stelle aus. Fast die Hälfte der Befragten arbeitete seit über sechs Jahren am gleichen
Ort. Auch die Antworten der Arbeitslosen deuteten auf eine geringe geographische
Mobilität der Schweizer Erwerbstätigen hin. Nur ein Fünftel signalisierte die
Bereitschaft, für eine Stelle in eine andere Region zu ziehen. Männer und Mieter gaben
sich dabei umzugsfreudiger als Frauen und Hauseigentümer.

Bei den Löhnen stellte die Studie signifikante Unterschiede zwischen Männern und
Frauen fest. In den untern Einkommensgruppen überwiegen die Frauen, in den obern
die Männer, was mit der unterschiedlichen Ausbildung, der beruflichen Stellung und der
Branchenzugehörigkeit erklärt wurde. Gesamthaft bezog die Hälfte aller Voll- und
Teilerwerbstätigen ein Nettoeinkommen von weniger als 45 000 Fr. und nur gerade 10%
mehr als 84 000 Fr. 16

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.07.1992
MARIANNE BENTELI
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Im Jahresmittel waren 1894 Betriebe und 34 020 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
von Kurzarbeit betroffen. Insgesamt fielen im Monatsmittel 1 579 493 Stunden aus, was
gegenüber dem Vorjahr (853 331 Stunden) eine deutliche Zunahme bedeutet. Nachdem
im Februar die Kurzarbeit über 2 Mio Ausfallstunden ausgelöst hatte, kam es bis August
zu einer Entspannung und einer Abnahme auf 0,8 Mio, worauf die Tendenz wieder nach
oben wies und im Dezember einen Stand von knapp 1,7 Mio Stunden erreichte. 17

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1992
MARIANNE BENTELI

Volkswirtschaftlich gesehen entstehen durch Unfälle und Berufskrankheiten in der
Schweiz jährlich gut 12 Mia Fr. Kosten. Darin sind sowohl die Aufwendungen für den
Heilungsprozess enthalten als auch die Mehrbelastungen der Unternehmen aufgrund
des Ausfalls der Arbeitskraft. Ausgehend von einer in Deutschland durchgeführten
Untersuchung eruierte die SUVA durch Befragung von Verantwortlichen mittlerer und
kleinerer Betriebe die Höhe der Absenzen in den einzelnen Unternehmen. Sie kam
dabei zum gleichen Ergebnis wie die deutsche Studie, dass nämlich Arbeitgeber, welche
die Gesundheitsprävention ernst nehmen, ein gutes Arbeitsklima schaffen und sich um
die erkrankten Mitarbeiter kümmern, die Absenzen und deren Dauer deutlich
verringern und damit Kosteneinsparungen von 10 bis 20% erreichen können. Die SUVA
erarbeitete auf dieser Grundlage ein Handbuch für Firmen, das zu einem besseren
Absenzenmanagement beitragen soll. 18

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.09.1999
MARIANNE BENTELI

Die Schweizerische Arbeitskräfteerhebung (SAKE) 2001 des BFS erfasste erstmals auch
neuere Arbeitsformen und mass den Arbeitsbedingungen mehr Gewicht zu. Demnach
arbeiteten zum Zeitpunkt der Erhebung bereits 5% der Erwerbstätigen nach einem
Jahresarbeitszeitmodell. Arbeit auf Abruf leisteten 4%, 1,7% waren mit Heimarbeit (inkl.
Telearbeit) beschäftigt und 9,1% arbeiteten regelmässig Schicht. Die Bedeutung der
Teilzeitarbeit nahm nochmals zu (von 29,3% auf 30,7%), sowohl bei den Frauen (55,1%
gegenüber 53,5% im Vorjahr) als bei den Männern (11,1% vs. 10,3%); rund die Hälfte der
Teilzeiterwerbenden leisteten ein Pensum von 50% und mehr. Festgestellt wurde auch,
dass Frauen häufiger als Männer und Ausländer öfter als Einheimische unter atypischen
Arbeitsbedingungen tätig sind. 19

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.10.2001
MARIANNE BENTELI

Gemäss einer Studie der Caritas erfüllt jedes zehnte Arbeitsverhältnis die Kriterien des
Prekären. Unter dieser zunehmenden Arbeitsform verstanden die Autoren
Arbeitsverhältnisse, die in mehrfacher Hinsicht Unsicherheiten aufweisen, und welche
die Existenzsicherung, die Kontinuität sowie die soziale Sicherheit nicht gewährleisten.
Prekäre Arbeitsverhältnisse sind beispielsweise Temporärjobs, Arbeit auf Abruf,
Gelegenheitsarbeit, Teilzeit- und Schwarzarbeit. Auch Kleinstselbständige befinden sich
oft in einer vergleichbaren Lage. Besonders Frauen sind von diesen Arbeitsformen
betroffen. Die Autoren schätzten, dass jede sechste Erwerbstätige (16,8%) in einer
prekären Arbeitssituation lebt. 20

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 07.11.2001
MARIANNE BENTELI

In der Schweiz werden jeden Monat 44 Mio Stunden an unbezahlter Arbeit geleistet.
Dies entspricht dem Arbeitsvolumen von rund 248'000 Vollzeitstellen. Gemäss dem BFS
führt jede vierte Person mindestens eine ehrenamtliche freiwillige Tätigkeit aus, etwa
in Sport- und Kulturvereinen oder bei Interessenvereinigungen. Während sich Männer
stärker in der organisierten Freiwilligenarbeit engagieren, findet man Frauen häufiger in
der informellen Nachbarschaftshilfe. Der Zeitaufwand dafür beträgt bei den Frauen im
Durchschnitt 5,7 Stunden pro Monat (bzw. 20 Stunden, wenn es sich um verbindliche
Engagements wie regelmässige Kinderbetreuung oder Pflege handelt), während es bei
den Männern nur 2 bzw. 13 Stunden sind. 21

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2001
MARIANNE BENTELI

In der Schweiz wird immer häufiger Teilzeit gearbeitet. Eine auf den Daten der
Volkszählung 2000 basierende Studie zeigte, dass jede vierte erwerbstätige Person eine
Teilzeitstelle hat, wobei die entsprechende Quote bei den Frauen deutlich höher liegt
als bei den Männern. 78% der Teilzeit jobbenden Frauen sind Mütter. Am stärksten
verbreitet ist Teilzeitarbeit im Gesundheitswesen und in den Lehrberufen, wo die
Frauen traditionell stark vertreten sind. In diesen Bereichen sind heute aber auch
Männer öfter Teilzeit tätig. 22

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 10.11.2004
MARIANNE BENTELI
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Les multi-actifs, personnes cumulant plusieurs emplois, représentent 8.7% de la
population active en 2017 contre une part de 4% en 1991, d'après les chiffres de l'OFS.
C'est le double de la moyenne européenne. Un quart d'entre-eux exercent déjà une
activité à temps plein. Plusieurs causes peuvent expliquer cette croissance, dont
notamment la précarisation du marché du travail et la croissance du travail à temps
partiel. Selon les statistiques 2018 sur le potentiel de forces travail, 830'000 personnes
souhaiteraient travailler davantage, dont 231'000 chômeurs, 356'000 personnes en
sous-emploi et 240'000 actifs à la recherche d'un emploi mais pas disponible dans les
deux semaines. Les statistiques révèlent également que les femmes sont davantage
touchées que les hommes. 23

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.08.2019
DIANE PORCELLANA

Arbeitszeit

Ende 1990 arbeiteten in der Schweiz 17,6% der Beschäftigten (ohne Landwirtschaft)
teilzeitlich. Ein Jahr zuvor waren es 16,9% und 1985 gar erst 14,5%. Ungefähr die Hälfte
der Teilzeitbeschäftigten leistete Ende 1990 ein Pensum zwischen 50 und 90%. Stark
verbreitet ist die Teilzeitarbeit im Dienstleistungssektor, wo sich ihr Gewicht in den
vergangenen fünf Jahren von 20,2 auf 24,4% erhöhte. In der Industrie und im
verarbeitenden Gewerbe ist ihr Anteil wesentlich tiefer. Er legte im selben Zeitraum von
8,3 auf 9,6% zu. Dies hängt unter anderem mit dem Übergewicht der männlichen
Arbeitskräfte im produzierenden Sektor zusammen. Bei den Männern belief sich der
Prozentsatz der Teilzeitbeschäftigten Ende 1990 insgesamt auf lediglich 6,6%, bei den
Frauen jedoch auf 36,6%. 24

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 02.04.1990
MARIANNE BENTELI

Die mehrheitlich über Gesamtarbeitsverträge geregelte Wochenarbeitszeit sank seit
1985 um durchschnittlich 1,2 Stunden. 1990 lag sie im Mittel bei 42,2 Stunden, was
gegenüber dem Vorjahr einer Reduktion um 0,2 Stunden entspricht. Die verarbeitende
Produktion war dabei mit 41,6 Wochenstunden der Bereich mit der tiefsten Arbeitszeit.
Im Dienstleistungssektor lag sie bei durchschnittlich 42,3 Stunden, und im Baugewerbe
wurde im Schnitt während 43,5 Stunden gearbeitet. Weniger als 41 Stunden in der
Woche arbeiteten die Arbeitnehmer im grafischen Gewerbe (40,5), in der Uhren- und
Chemie-Industrie (40,8) sowie im Maschinen- und Fahrzeugbau (40,9). Im Vergleich
dazu lagen die wöchentlichen Arbeitszeiten in der EG 1987 zwischen 35,7 und 41,2
Stunden. 25

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.04.1990
MARIANNE BENTELI

1991 verringerte sich die betriebsübliche Arbeitszeit um 0,1 Stunden und betrug im
Mittel 42,1 Stunden. In den sechs Jahren von 1985 bis 1991 sank sie gesamthaft um 1,3
Stunden. Dabei wiesen die verarbeitende Produktion, der Transport- und
Kommunikationsbereich sowie die öffentliche Verwaltung mit 1,5 Stunden den höchsten
Rückgang auf. Im Gegensatz dazu verzeichnete der Bereich Banken, Versicherungen,
Immobilien und Beratung mit 0,9 Stunden die geringste Abnahme. 26

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1991
MARIANNE BENTELI

In der Schweiz wurde 1992 durchschnittlich 42 Stunden pro Woche gearbeitet. Seit
1985 hat sich die betriebsübliche wöchentliche Arbeitszeit um 1,4 Stunden verringert,
wobei dieser Rückgang in der Westschweiz und im Tessin weniger ausgeprägt war als in
der Deutschschweiz. 27

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 23.03.1992
MARIANNE BENTELI

Mehrere Studien kamen aus ganz verschiedener Perspektive zum Schluss, dass gezielte
Arbeitszeitverkürzungen zur Vermeidung von Arbeitslosigkeit führen könnten.
Postuliert wurden dabei nicht generelle, sondern konjunkturzyklische
Arbeitszeitverkürzungen, die sowohl den persönlichen Wünschen der Arbeitnehmer als
auch der Kostenstruktur der Unternehmungen entsprechen müssten. Unter dem Motto
"solidarische Arbeitszeitverkürzung" schlug der SGB vor, in wirtschaftlich schwierigen
Zeiten solle die Arbeitslosenversicherung Anreize für Arbeitszeitverkürzung schaffen,
indem sie gemeinsam mit dem Arbeitgeber je 40% der damit verbundenen Kosten
übernehmen würde, während auf den Arbeitnehmer 20% entfallen sollten. 28

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.04.1994
MARIANNE BENTELI
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Jeder neunte Erwerbstätige arbeitet in der Schweiz regelmässig in der Nacht, am
Wochenende oder im Schichtbetrieb. Dies ergab die erste umfassende Repräsentativ-
Untersuchung in diesem Bereich, welche zwischen September 1992 und Januar 1993 im
Auftrag des BIGA durchgeführt worden war. Das Ausmass war bei den Frauen nicht
wesentlich geringer als bei den Männern. Der relative Anteil aller Nacht-, Wochenend-
und Schichtarbeitenden ist in den Branchen Luftfahrt, Bahnen und Gastgewerbe
(47,4%) sowie Gesundheitswesen und Heime (35,6%) besonders hoch, während er bei
den Banken und Versicherungen (2,1%) sowie im Handel (2,0%) deutlich unter dem
Durchschnitt liegt. 29

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 07.09.1994
MARIANNE BENTELI

Trotz beträchtlicher Arbeitslosigkeit leisten rund 50% der Beschäftigten Überstunden,
wie eine repräsentative Umfrage in der Deutschschweiz belegte. Das Ausmass der
Überzeit ist umso grösser, je höher die Position im Betrieb, die Ausbildung und das
Einkommen sind. Ziemlich genau 50% der Befragten gaben an, im Erhebungsmonat (Juli
1994) Überstunden erbracht zu haben. Beim Kader waren es gar 61%, bei den
Angestellten mit Mittel- und Hochschulabschluss 64% und bei jenen Arbeitnehmern,
die über 8000 Fr. im Monat verdienen, volle 75%. 30

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 16.11.1994
MARIANNE BENTELI

Laut einer Untersuchung des Institutes der deutschen Wirtschaft (IW) arbeiteten 1994
die Amerikaner mit einer Jahressollarbeitszeit von 1896 Stunden am längsten. Auch
Portugal (1882), Japan (1880) und die Schweiz (1838) wiesen relativ hohe Arbeitszeiten
auf. Während Länder wie Frankreich (1755), Grossbritannien (1752) und Italien (1744) sich
im Mittelfeld befinden, liegen Dänemark (1687) und die alten Bundesländer
Deutschlands (1620) am Schluss der internationalen Rangliste. Die tariflich vorgegebene
Arbeitszeit stimmt jedoch häufig nicht mit der effektiv geleisteten überein. In der
Schweiz etwa lag 1994 die tarifliche Wochenarbeitszeit eines Arbeiters in der Industrie
bei 40,5 Stunden, die betriebsübliche wöchentliche Arbeitszeit betrug aber 41,4
Stunden. In fast allen Industriestaaten ist die tarifliche Arbeitszeit in den vergangenen
fünf Jahren weiter verkürzt worden. So sank zwischen 1989 und 1994 in Portugal die
Jahressollarbeitszeit in der Industrie um 134 Stunden, in Irland um 62 Stunden, in Japan
und Westdeutschland um je 48 Stunden und in der Schweiz um 36 Stunden. 31

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1994
MARIANNE BENTELI

Eine Studie des Wirtschaftswissenschaftlichen Zentrums der Universität Basel
versuchte anhand von Befragungen von Personalchefs herauszufinden, warum nur 4%
der qualifizierten Stellen und lediglich 0,5% im obersten Kader durch
Teilzeitangestellte besetzt werden, obgleich Personalverantwortliche durchaus die
positiven Seiten von Teilzeitarbeit und Job-sharing (flexiblerer Einsatz, geringere
Abwesenheitsraten, höhere Leistungsfähigkeit pro Stunde usw.) anerkennen. Als einer
der Hauptgründe wurde die verbreitete Annahme genannt, dass für Führungsaufgaben
volle Präsenz erforderlich sei. Gemäss den Autorinnen der Studie ist diese Aussage
umso erstaunlicher, als sich die meisten vollzeitlich arbeitenden Führungskräfte
aufgrund von externen Sitzungen, VR-Mandaten oder politischen Verpflichtungen durch
häufige Abwesenheit im Betrieb auszeichnen. 32

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1994
MARIANNE BENTELI

Eine McKinsey-Studie, welche in Zusammenarbeit mit Swissair und ABB sowie einer
Privatbank entstand, sagte voraus, dass im kommenden Jahrhundert jeder zweite
Schweizer Arbeitsplatz eine Teilzeitstelle sein wird. Gemäss der Untersuchung weist die
Schweiz nach den Niederlanden heute den zweithöchsten Anteil an Teilzeitstellen auf.
Dieser Anteil müsse weiter vergrössert werden, weil sowohl die Angestellten als auch
die Unternehmen und der Staat davon profitieren könnten. Die von McKinsey
begleiteten Pilotprojekte in ausgewählten Bereichen der drei Firmen umfassten rund
400 Arbeitsplätze. Von ihnen erwiesen sich 85 bis 90 Prozent als für individuelle
Arbeitszeiten geeignet. Auf der anderen Seite bekundeten 30 bis 40%aller befragter
Mitarbeiter ihr Interesse für ein neues Arbeitszeitmodell. 33

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1996
MARIANNE BENTELI
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Seit 1991 finden auf dem schweizerischen Arbeitsmarkt, der im zweiten Quartal 1997
3,766 Mio erwerbstätige Personen umfasste, beträchtliche Strukturverschiebungen
statt. Besonders auffällig ist der Rückgang der Vollzeitbeschäftigung zugunsten der
Teilzeitarbeit. Gemäss den neuesten Ergebnissen der SAKE hat sich der Teilzeitanteil
zwischen 1991 und 1997 von 25,3% auf 28,3% erhöht. Während bei den Männern der
Abbau von Vollzeitstellen zwischen 1991 und 1997 nur unwesentlich durch eine Zunahme
der Teilzeiterwerbstätigkeit abgefedert wurde, konnte bei den Frauen die Abnahme der
Vollzeiterwerbstätigen (-52 000) durch die Zunahme der Teilzeiterwerbstätigen (+
95 000) mehr als kompensiert werden. Eine Erklärung für die Zunahme
teilzeiterwerbstätiger Frauen liefert die Analyse der Erwerbsneigung der Frauen nach
Zivilstand. Erhöht hat sich insbesondere die Erwerbsbeteiligung der verheirateten
Frauen (1991: 51,9%; 1997: 53,8%), welche situationsbedingt sehr oft nur
teilzeiterwerbstätig sein können. Auffallend ist vor allem die Zunahme des Anteils der
Familien mit Kindern, bei denen Mutter und Vater erwerbstätig sind. Waren 1991 nur in
40,7% der Paarhaushalte mit Kindern unter 15 Jahren beide Partner erwerbstätig, lag
der entsprechende Anteil 1997 bei 54,7%. 34

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1997
MARIANNE BENTELI

Über 70% von den rund 900 befragten schweizerischen Unternehmungen wenden
bereits flexible Arbeitszeitmodelle an. Das ergab eine von der Universität Bern
durchgeführte empirische Untersuchung. Diese zeigte, dass die dabei am häufigsten
angewandten Modelle gewissermassen Klassiker sind: gleitende Arbeitszeit, fest
definierte Teilzeitarbeit, Arbeit auf Abruf und Schichtarbeit. Neuere Arbeitszeitmodelle
(gleitende Pensionierung, Jahres- oder Lebensarbeitszeit, Bandbreitenmodelle, Job-
Sharing usw.) haben einen deutlich schlechteren Stand. Zudem profitierten lediglich in
13,5% der untersuchten Firmen alle Arbeitnehmer von flexiblen Arbeitszeitregelungen.
Meistens sind nur bestimmte Funktionsbereiche oder Beschäftigungsgruppen davon
betroffen. 35

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1997
MARIANNE BENTELI

Mit durchschnittlich 41,9 Stunden blieb die betriebsübliche wöchentliche Arbeitszeit
bereits im sechsten aufeinanderfolgenden Jahr stabil. 36

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1998
MARIANNE BENTELI

Gemäss den neuesten Ergebnissen des BFS nahm im Jahrzehnt 1990-2000 die
wöchentliche Normalarbeitszeit der vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmenden um
durchschnittlich 29 Minuten von 42,2 auf 41,8 Stunden ab. Die schrittweise Reduktion
erfasste sämtliche Wirtschaftsbranchen. Am deutlichsten sank sie im Bausektor (-80
Min.) und im Gastgewerbe (-72 Min.), am wenigsten in der öffentlichen Verwaltung (-6
Min.) sowie im Gesundheits- und Sozialwesen (-12 Min.). Überdurchschnittlich blieb die
Arbeitszeit in den Kantonen Graubünden und Wallis, was auf die grosse Bedeutung des
Gastgewerbes zurückzuführen ist. 2000 wurden insgesamt 164 Mio Überstunden
geleistet, was rein rechnerisch rund 83'000 Vollzeitstellen entspricht. Die Rangliste
führte mit 77 jährlichen Überstunden das Kredit- und Versicherungsgewerbe an, gefolgt
von der Branche Immobilien und Informatik (51 Std.) und dem Unterrichtswesen (48
Std.). 37

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2001
MARIANNE BENTELI

2003 hat sich in der Schweiz das Total der geleisteten Arbeitsstunden trotz einer
schwachen Beschäftigungszunahme (+0,6%) gegenüber dem Vorjahr um 0,6%
verringert. Der Anstieg der jährlichen Absenzen um 6,2%, die Abnahme der jährlichen
Überzeiten um 3,0% und der Rückgang der jährlichen Normalarbeitszeit um 0,8% sind
die Gründe für diese Abnahme. Die wöchentliche Normalarbeitszeit der
Vollzeitarbeitnehmenden lag bei 41,7 Stunden. Innerhalb von zehn Jahren hat sich die
wöchentliche Normalarbeitszeit um 13 Minuten verringert. 38

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2003
MARIANNE BENTELI

Gemäss der neuesten Erhebung des BFS wurden 2000 in der Schweiz rund 8 Mrd.
Stunden unbezahlte und 6.7 Mrd. Stunden bezahlte Arbeit geleistet. Der Wert der
unbezahlten Arbeit wurde auf CHF 250 Mrd. geschätzt. Die Hausarbeit machte rund
drei Viertel der nicht entlöhnten Arbeit aus und wurde v.a. von Frauen im eigenen
Haushalt erbracht. Am grössten war der Arbeitaufwand in Familienhaushalten mit
Kindern unter 15 Jahren. Das BFS veranschlagte die unbezahlt geleistete Arbeit auf gut
70% der von der schweizerischen volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung erfassten

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 02.11.2004
MARIANNE BENTELI
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Bruttowertschöpfung (BIP). 39

Aus den neusten Ergebnissen der Statistiken zur Arbeitszeit des BFS ging hervor, dass
2003 die Gesamtzahl der tatsächlich geleisteten Arbeitsstunden in der Schweiz
gegenüber dem Vorjahr um 0,4% höher lag als im Vorjahr. Dieses Ergebnis war in erster
Linie auf eine deutliche Abnahme des jährlichen Absenzvolumens um 7,5% und eine
Zunahme des jährlichen Überzeitvolumens um 2,8% zurückzuführen. Für den grössten
Teil der Absenzen wurden gesundheitliche Gründe geltend gemacht. Die Überzeiten
variierten stark je nach Wirtschaftszweig. Innerhalb von fünf Jahren hat sich die
effektive wöchentliche Arbeitszeit der Vollzeitarbeitnehmenden um acht Minuten
verringert. 40

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2004
MARIANNE BENTELI

Gemäss BFS blieb im Jahr 2005 die durchschnittliche betriebsübliche
Wochenarbeitszeit mit 41,6 Stunden gegenüber dem Vorjahr stabil. Dies gilt sowohl für
die Gesamtwirtschaft als auch für die einzelnen Wirtschaftssektoren (41,3 Stunden im
Sekundär- und 41,7 Stunden im Tertiärsektor). 41

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2005
HANS HIRTER

2005 wurde in der Schweiz erstmals die Grenze von 7 Mrd. geleisteter Arbeitsstunden
überschritten bei gleichzeitig stabil bleibender Wochenarbeitszeit der
Vollzeitarbeitnehmenden (42,3 Stunden). In der Zeitspanne 2000-2005 verzeichnete
der primäre Sektor stets die höchste durchschnittliche Wochenarbeitszeit (rund 45,5
Stunden). 42

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2006
MARIANNE BENTELI

Nach Angaben des BFS wurden im Jahr 2007 7.25 Mrd. Arbeitsstunden geleistet, 1,9%
mehr als 2006. Eine besonders starke Zunahme wurde bei den Arbeitsstunden im
Rahmen der Teilzeitbeschäftigung verzeichnet. Gesamthaft wurden 186 Mio.
Überstunden erbracht, was rund 97'000 Vollzeitstellen entspricht. Von 2002 bis 2007
stieg die tatsächliche wöchentliche Arbeitszeit der Vollzeitbeschäftigten um
durchschnittlich 13 Minuten an. Allerdings lag die durchschnittliche wöchentliche
Absenzdauer über der durchschnittlichen wöchentlichen Überzeit. 43

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2008
MARIANNE BENTELI

Selon la statistique du volume du travail (SVOLTA), le nombre d’heures travaillées par
l’ensemble des actifs occupés en Suisse a atteint 7,708 milliards en 2011, soit 2,7% de
plus que l’année précédente. Cette progression est due à l’augmentation du nombre
d’emplois (également +2,7%), la durée annuelle effective de travail par emploi étant
donc restée stable. 44

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2011
LAURENT BERNHARD

Selon la statistique du volume du travail (SVOLTA), le nombre d’heures travaillées par
l’ensemble des actifs occupés en Suisse a atteint 7,738 milliards en 2012, soit 0,4% de
plus que l’année précédente. Cette progression est essentiellement due à
l’augmentation du nombre d’emplois (+1,5%), alors que la durée annuelle effective de
travail par emploi a diminué de 1,0% . 45

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2012
LAURENT BERNHARD

Selon la statistique du volume du travail (SVOLTA), le nombre d’heures travaillées par
l’ensemble des actifs occupés en Suisse a atteint 7,665 milliards en 2013, soit 0,2 point
de pourcentage de plus que l’année précédente. Une diminution de la durée effective
de travail par emploi (-1,1%) a été légèrement surcompensée par une hausse du nombre
d’emplois (+1,3%). 46

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2013
LAURENT BERNHARD
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Gemäss der Arbeitsvolumenstatistik (AVOL) wurden in der Schweiz im Jahr 2014
insgesamt 7,712 Mrd. Arbeitsstunden geleistet, was gegenüber dem Vorjahr einer
Zunahme um 1,2% entspricht. Dabei wurde knapp ein Drittel der Arbeitsstunden durch
Ausländerinnen und Ausländer geleistet (31,9%), obwohl diese lediglich 29,5% der
Beschäftigten ausmachten. Die tatsächliche wöchentliche Arbeitszeit pro Arbeitsstelle
ging um 0,5% zurück und belief sich 2014 auf durchschnittlich 41 Stunden und 20
Minuten. Die höchste Arbeitszeit wurde nach wie vor bei den Vollzeitarbeitnehmenden
des Primärsektors verzeichnet (45 Stunden und 8 Minuten). Bei der Anzahl
Ferienwochen verzeichnete das Bundesamt für Statistik (BFS) eine leichte Zunahme auf
5,1 Wochen . 47

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2014
DAVID ZUMBACH

Gemäss der Arbeitsvolumenstatistik (AVOL) des Bundesamts für Statistik (BFS) wurden
in der Schweiz im Jahr 2015 insgesamt 7,889 Mrd. Arbeitsstunden geleistet, was
gegenüber dem Vorjahr einer Zunahme um 2,3% entsprach. Während das
Arbeitsvolumen der Vollzeitbeschäftigten um 1,8% zunahm, leisteten die
Teilzeitbeschäftigten 4,0% mehr Arbeitsstunden als noch im Vorjahr. Die tatsächliche
wöchentliche Arbeitszeit eines Vollzeitarbeitnehmenden ging indes um 0,3% zurück
und belief sich 2015 auf durchschnittlich 41 Stunden und 17 Minuten. Die längsten
Arbeitswochen leisteten gemäss BFS die Vollzeitarbeitnehmenden des Primärsektors
mit einer Arbeitszeit von durchschnittlich 44 Stunden und 48 Minuten. Die Anzahl der
jährlichen Ferienwochen nahm 2015 wie bereits in den Vorjahren zu und betrug im
Mittel 5,15 Wochen, wobei die 50- bis 64-Jährigen mit 5,61 Wochen im Mittel über die
meisten Ferien verfügten. 48

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 23.05.2016
DAVID ZUMBACH

Mandatée par le SECO, l'Université de Genève a évalué les effets des modifications des
art.73a et 73b OLT1 relatifs à l'enregistrement du temps de travail entrées en vigueur
le 1er janvier 2016. L'enquête a été menée auprès de 2'013 travailleuses et travailleurs,
employé-e-s dans huit entreprises du secteur des assurances, des
télécommunications, de l'industrie et du commerce de détail. 
L'étude révèle qu'une collaboratrice ou un collaborateur n'enregistrant pas son temps
de travail, travaillent en moyenne 45.6 heures par semaine contre 41.8 heures pour
celles et ceux au bénéfice de l'enregistrement simplifié et 39.6 heures dans le cas d'un
enregistrement systématique. Cette catégorie de personnes est plus exposée à
travailler au-delà de 55 heures hebdomadaires. Pour les horaires atypiques, 60% des
travailleuses et travailleurs de nuit renoncent à l'enregistrement du temps de travail
contre 35.2%; 79.2% pour le travail du samedi contre 59%; 59.2% pour le travail du
dimanche contre 38.9%. Lorsque l'entreprise introduit des mesures
d'accompagnement, celles et ceux renonçant à l'enregistrement ne sont pas en moins
bonne santé, ni davantage stressés que les autres. Ils ont toutefois, plus de difficulté à
concilier la vie professionnelle et familiale. 49

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.09.2019
DIANE PORCELLANA

Arbeitnehmerschutz

Eine Studie des Genfer Arbeitsinspektorats, die im Auftrag der Gewerkschaft GBI
gesamtschweizerisch ergänzt wurde, zeigte, dass Menschen mit harter körperlicher
Arbeit häufiger invalid werden und frühzeitig sterben. Während Wissenschafter,
Architekten, Ingenieure und Techniker die besten Aussichten haben, bis 65 Jahre
arbeitsfähig zu bleiben, erreichen nur gerade 57% der Bauarbeiter diese Altersgrenze
unbeschadet. Kaum besser ergeht es den ungelernten Arbeitnehmern in industriellen
Betrieben. Die GBI forderte deshalb einen verstärkten Gesundheitsschutz für diese
Berufsgruppen, kürzere Tages- und Wochenarbeitszeiten sowie die Möglichkeit einer
vorzeitigen Pensionierung nach 40 Berufsjahren. 50

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2000
MARIANNE BENTELI
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Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Ärzte und Pflegepersonal

Eine Studie im Kanton Bern wies nach, dass die Klagen der Assistenzärzte tatsächlich
nicht von ungefähr sind. An den öffentlichen Spitälern des Kantons wird
durchschnittlich 66,2 Stunden wöchentlich gearbeitet. Besonders hoch ist die
Belastung an den grösseren Bezirkskrankenhäusern, wo die wöchentliche Arbeitszeit
bei 74,7 Stunden liegt. Der Berner Gesundheitsdirektor wies die Spitäler an, mit
organisatorischen Massnahmen dafür zu sorgen, dass die vorgesehene
Höchstarbeitszeit von 58 Stunden eingehalten wird, was nach Ansicht der Spitalärzte
nur über eine Aufstockung des Personals erreicht werden kann. 51

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.11.1998
MARIANNE BENTELI
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